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Stellungnahme der Deutschen Polizeigewerkschaft DPolG NRW  
 
Bewerberinnen und Bewerbern mit mittleren Bildungsabschlüssen wieder eine 
Ausbildungsperspektive bei der Polizei eröffnen 
 
Gesetzentwurf und Antrag der Fraktion der CDU, Drucksache 16/4156 
 
 
Die Deutsche Polizeigewerkschaft DPolG NRW bedankt sich für die Möglichkeit der Stel-
lungnahme.   
 
Bereits vor der Einführung eines Studienganges Polizeidienst und öffentliche Verwaltung 
in Rheinland-Pfalz im Jahr 2008 setzten wir uns als DPolG dafür ein, den Polizeiberuf 
auch Bewerberinnen und Bewerbern mit mittleren Bildungsabschlüssen zu ermöglichen. 
Wir betrachten das als ein probates Mittel der demografischen Entwicklung entgegenzu-
wirken, den Kreis der Bewerber insgesamt zu vergrößern, so eine bessere Auswahl -ohne 
Senkung der Standards- unter den qualifizierten Bewerbern zu erzielen und so im Wett-
bewerb um die besten Bewerberinnen und Bewerben erfolgreich zu bestehen.  
 
Dazu regten wir bereits mehrfach ein Pilotprojekt an, um diesen Studiengang in NRW zu 
erproben. Ähnlich wie in Rheinland Pfalz wird ein zweijähriger auf NRW bezogener Studi-
engang an einer Berufsfachschule eingerichtet, der mit dem Erwerb der Fachhochschulrei-
fe endet und so für das Bachelor Studium an der Fachhochschule für öffentliche Verwal-
tung NRW berechtigt. Die Bewerberinnen und Bewerber erhalten eine Einstellungszusage 
unter klar definierten beamtenrechtlichen Aspekten, eine Alimentierung erfolgt während 
des zweijährigen Studiums nicht.  
 
Wer sich so zwei Jahre lang gezielt auf das Bachelor Studium bei der Polizei NRW vorbe-
reitet und Praktika absolviert, wird hochmotiviert und gut vorbereitet das Studium beginnen 
und absolvieren.  
Durch das zweijährige Studium mit Erwerb der Fachhochschulreife hat sich dann auch das 
Lebensalter dem der Bewerber mit direktem Abitur angeglichen. 
 

Landesverband NRW 
 
Dr.-Alfred-Herrhausen-Allee 12 
47228 Duisburg 
Telefon   (02065) 70 14 82  
Telefax    (02065) 70 14 83  
 
info@dpolg-nrw.de  

www.dpolg-nrw.de 

Präsidentin des Landtags  
Nordrhein - Westfalen 
 
Postfach 101143 
 
40002 Düsseldorf 
 

http://www.dpolg-nrw.de/


                                    DPolG – Landesverband Nordrhein-Westfalen  

 

 2 

Außerdem bietet das Modell eines neuen Studienganges mit mittlerem Bildungsabschluss 
auch die Möglichkeit den Bewerberkreis der Migrantinnen und Migranten zu erweitern.  
 
Zur Historie in Rheinland Pfalz 
 
Der Studiengang „Polizeidienst und Verwaltung“ wurde in 2008, zunächst an zwei Stand-
orten, im Einklang der zuständigen Ministerien für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kul-
tur und des Ministeriums des Inneren und Sport eingeführt. Es erfolgte ab Februar 2008 
die gezielte Bewerbung im Umfeld der an den neu geschaffenen beiden Standorten be-
findlichen  berufsbildenden Schulen und an Schulen mit dem Erwerb des Sekundarab-
schlusses I, auch durch die Einstellungsberater der Polizeibehörden.  
Mit einer einführungsbedingten kurzen Bewerbungsfrist lagen dann am 31.03.2008 bereits 
503 gültige Bewerbungen vor, davon 125 Bewerbungen von Menschen mit Migrationshin-
tergrund.  
Nach polizeiärztlicher Untersuchung verblieben 194 Personen im Auswahlverfahren. Im 
weiteren Verfahren wurden 58 Personen als geeignet eingestuft, davon 7 mit Migrations-
hintergrund. Im Durchschnitt waren die Bewerber 18 Jahre alt, die Altersspanne reichte 
von 16-25 Jahren. 
Besonders hervorzuheben ist der lokale Bezug der Bewerber zum neuen Studiengang, der 
bis auf weinige Ausnahmen aus dem Umfeld der neuen Studienstandorte stammt.  
Bereits zur Einführung des Studiengangs in 2008 wurde für das folgende Schuljahr 
2009/2010 eine weitere Schulklasse an einer berufsbildenden Schule vorgeplant einge-
richtet, um dort den zurückgehenden Bewerberzahlen lokal entgegenzuwirken.  
Der Bildungsgang endet mit dem Titel „staatlich geprüfte/r Assistent/in für Polizeidienst 
und Verwaltung“ und dem Erwerb der schulischen Fachhochschulreife. 
 
Die Lehrtätigkeit im Studiengang erfolgt durch Lehrerinnen und Lehrer der Höheren Be-
rufsfachschule und durch Lehrkräfte des gehobenen Polizeidienstes. Die Lehrtätigkeit wird 
im Hauptamt wahrgenommen mit einer entsprechenden Entlastung im polizeilichen Amt. 
Vor Aufnahme ihrer  Lehrtätigkeit erhalten die polizeilichen Lehrkräfte eine entsprechende 
Fortbildung durch das Pädagogische Zentrum des Bildungsressorts.  
 
Aktuelle Situation in Rheinland Pfalz 
 
In Rheinland-Pfalz ist der Zugang zum Polizeiberuf mit Abitur/ Fachabitur, Meisterbrief, 
erfolgreicher absolvierter Ausbildung, also analog NRW, aber zusätzlich für Bewerber und 
Bewerberinnen mit Mittlerer Reife, möglich. 
 
Für Einzelheiten wird u.a. auch auf die Homepage der Polizei Rheinland-Pfalz und die dort 
ausführlichen Informationen zum aktuellen Stand hinsichtlich dieses und anderer Studien-
gänge verwiesen. 
 
Derzeit gibt es etwa 500-800 Bewerber mit mittlerem Bildungsabschluss, was wiederum 
auch ein entsprechendes Auswahlverfahren mehr als rechtfertigt. Personal für die theore-
tische Lehre wird immer und gerade bei  steigenden Einstellungszahlen benötigt und ist in 
Rheinland Pfalz durchaus verkraftbar. Ebenso wie in NRW ist bei steigenden Einstellungs-
zahlen allgemein auch ein hoher personeller und ressourcengebundener Personal- und 
Zeitaufwand für die fachpraktische Ausbildung erforderlich, allerdings unabhängig von den 
Einstellungsvoraussetzungen mit den entsprechenden Bildungsabschlüssen und schließ-
lich der nötigen Nachwuchsgewinnung gezollt.  
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Derzeit werden 15-20% der Einstellungen über die Absolventen des Studiengangs Polizei 
und Verwaltung generiert.  
  
In der Anlage befindet sich eine Übersicht über die im Bildungsgang Polizeidienst und 
Verwaltung vorgesehenen Praktika 1-3. Es werden alle Bereiche durchlaufen und so eine 
gute Vorbereitung für das anstehende Bachelorstudium mit einem entsprechenden Kennt-
nisstand von Polizei und Verwaltung vermittelt. 
 
Von der GdP NRW wird behauptet, dass die auf diese Art qualifizierten Absolventen beim 
Bachelor Studium schlechter abschneiden. Das traf auf die ersten mit dem neuen Studi-
engang qualifizierten Bewerber durchaus zu. Allerdings wurde der Studiengang mit hohem 
Zeitdruck eingeführt und bis heute auch evaluiert. Tiefgehende Erhebungen zu der Be-
hauptung hinsichtlich schlechterer Abschlüsse liegen nicht vor.  
Möglich ist aber auch, dass selbst wenn diese Gruppe der so für den Bachelor qualifizier-
ten Bewerber, zwar schlechter abschneidet, aber eventuell in der Praxis näher an der 
Realität ist. Nicht jede Lebenssituation und jeder Sachverhalt im täglichen polizeilichen 
Dienst lässt sich mit einer den Studiengang abschließenden Note belegen und so eine 
Qualifizierung ableiten.  
 
Im Übrigen führte die neue „Polizeipräsenz“ an den Berufsschulen in Rheinland Pfalz ins-
gesamt zu einem deutlich verbesserten schulischen Gesamtklima, was wiederum ein ge-
sellschaftlicher Mehrwert ist 
  
 
Einstellungszahlen Polizei Rheinland-Pfalz 
 
400 Einstellungen bei einer Anzahl von knapp 4 Millionen Einwohnern (3,993 Millionen 
Stand 09/2013) 
 
Einstellungszahlen Polizei NRW  
 
1500 Einstellungen bei einer Anzahl von 17,564 Millionen Einwohnern (Stand 09/2013) 
 
Die Einstellungszahlen der beiden Bundesländer sind durchaus proportional ver-
gleichbar.  
 
Zu den Bewerben mit Abschlüssen nach der Berufsbildungshochschulzugangsverordnung 
in NRW 
 
Gemäß § 2 Abs.1 BbHZVO haben zunächst beruflich Qualifizierte Zugang, die einen der 
folgenden Abschlüsse einer beruflichen Aufstiegsfortbildung erlangt haben: 
  
1.) Meisterbrief im Handwerk nach §§ 45 oder 51a Handwerksordnung,  
2.) Fortbildungsabschluss für den Prüfungsregelungen nach §§ 53 oder 54 Berufsbil-
dungsgesetz (BbG) oder nach §§ 42 oder 42a Handwerksordnung bestehen, sofern die 
Lehrgänge mindestens 400 Unterrichtsstunden umfassen,  
3.) eine vergleichbare Qualifikation auf der Grundlage von § 142 Seemannsgesetz,  
4.) Abschluss einer Fachschule entsprechend der Rahmenvereinbarung über Fachschulen 
der Kultusministerkonferenz,  
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5.) Abschluss einer mit Nummer 2 vergleichbaren landesrechtlich geregelten Fortbildung 
für Berufe im Gesundheitswesen sowie im Bereich der sozialpflegerischen und  
sozialpädagogischen Berufe,  
6.) Abschluss einer sonstigen vergleichbaren landesrechtlich geregelten Fortbildung.  
 
 
und gemäß § 3 Abs. 1 BbHZVO  hat außerdem Zugang zum Studium, wer die folgenden 
Voraussetzungen erfüllt:  
 
1.) Abschluss einer nach Berufsbildungsgesetz oder Handwerksordnung oder einer  
sonstigen nach Bundes- oder Landesrecht geregelten mindestens zweijährigen Berufs-
ausbildung und  
 
2.) eine danach erfolgende mindestens dreijährige berufliche Tätigkeit in dem Sinne der 
Nummer 1 erlernten Ausbildungsberuf oder in einem der Ausbildung fachlich entspre-
chenden Beruf; für Stipendiaten des Aufstiegsstipendienprogramms des Bundes sind zwei 
Jahre ausreichend.  
 
Aus der Beantwortung der Kleinen Anfrage der CDU Drucksache 16/4393 vom 
16.12.2013: 
 
Aus der Einstellungskampagne 2013 vor resultieren 139 Onlinebewerbungen zu den o.g. 
Zugangsmöglichkeiten insgesamt. 
 
Für die Einstellungskampagne 2014 lagen mit Stand 11/2013 240 Bewerbungen vor. Eine 
differenzierte Auswertung kann erst nach Abschluss der Bewerbungsbearbeitung erfolgen.  
 
2013 wurden 7 Bewerber gemäß § 2 Abs.1 BbHZVO mit einem Abschluss nach der Be-
rufsbildungszugangshochschulverordnung eingestellt.  
 
Männer sind in der Gruppe nach der BbHZVO überrepräsentiert. Unter den 169 Bewer-
bungen waren 137 Männer (81%) und 32 Frauen (19%). Davon hatten 40 Männer und 9 
Frauen einen Migrationshintergrund (gesamt 29%) und so tendenziell besonders gut re-
präsentiert. 
 
Zum direkten Vergleich die Zahlen der 8.486 Bewerbungen mit Abitur bzw. Fachhoch-
schulreife; 5.734 Männer (67,5%) und 2.752 Frauen (32,5%). Davon hatten 1.017 Männer 
und 347 Frauen einen Migrationshintergrund (gesamt 16%). 
 
Jemand der eine Lehre in einem wirtschaftlichen Betrieb/ Firma mit dem Lehranteilen einer 
Berufsbildenden Schule absolviert, dort bereits in die inneren Firmenstrukturen involviert/ 
etabliert ist und erfolgreich die Lehre abgeschlossen hat, wird auch in der Regel über-
nommen und hat sich meist auch gezielt für diesen Beruf entschieden und erfolgreich be-
worben. Nur wenige werden sich dann nach Beendigung der Ausbildung dafür entschei-
den, sich bei der Polizei zu bewerben, um mit dem Bachelor Studium an der FHöV zu be-
ginnen. Es liegt nahe, dass es der Personenkreis sein wird, der in der ausbildenden Firma/ 
Betrieb nicht übernommen wurde und nach neuen Perspektiven sucht. Fraglich, ob das 
zielführend für geeignete, qualifizierte und hoch motivierte Bewerber/ Bewerberinnen sein 
kann und als das Heilmittel angesehen werden kann, um sich plötzlich aus diesem Fun-
dus, einen größeren Bewerberkreis zu rekrutieren.  
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Ähnliches wird für Bewerberinnen und Bewerber mit einem Meisterbrief im Handwerk gel-
ten. Wer das bereits erfolgreich in einer selbst meist wohnortnahen Firma geschafft hat, 
wird sich bei in Aussicht stehender weiterer Beschäftigung nicht für ein Studium an der 
FHöV NRW bewerben und so den Polizeiberuf wählen.  
 
Dieser Bewerberkreis ist ein kleiner Teil, um für den Polizeidienst geeignete und qualifi-
zierte Bewerberinnen und Bewerber zu gewinnen. Wird aber nie dazu führen, plötzlich in 
die Höhe schreitende Zahlen zu erzielen.  
 
Bewerberlage in NRW 
 
Für das Einstellungsjahr 2014 haben sich 8.361 Menschen beworben. Hier wird seitens 
der GdP auf den größeren Personenkreis derer verwiesen, die sich im Bewerberportal re-
gistriert haben und nicht der Focus gesetzt auf diejenigen 2.200, die schließlich den 
Rangordnungswert von mindestens 85 erreicht haben oder auf diejenigen, die auch in der 
Lage waren alle erforderlichen Bewerbungsunterlagen vollständig einzureichen. Eine wirk-
liche Auswahl ist das nicht, wenn man bei einer Einstellungszahl von zurzeit 1.500 nur auf 
2.200 von insgesamt 8.361 Personen zurückgreifen kann. Außerdem springen kurz vor 
endgültiger Einstellung noch einige Bewerber ab, so dass kurzfristig nachgerückt wird. 
Die, die sich bei der Polizei im Portal beworben und registriert haben, werden sich auch an 
anderer Stelle für eine Ausbildung oder Studium beworben haben, sich im Laufe der Fris-
ten entscheiden und etwaige vorausgegangenen Bewerbungen und Registrierungen nicht 
weiter verfolgen. Der Anteil derer, die sich bewerben, aber die erforderlichen Unterlagen 
nicht fristgerecht und/oder komplett einreichen, hat sich dadurch schon selbst disqualifi-
ziert. Betrachtet man das Zusammenstellen der deutlich beschriebenen und aufgelisteten 
Bewerbungsunterlagen als ersten Test für eine Einstellung bei der Polizei, dann haben 
diejenigen, die fehlerhaft und unvollständig einreichen, bereits diesen nicht bestanden. 
Dieser Personenkreis bedarf keiner weiteren Aufmerksamkeit.  
 
Bewerbung von Menschen mit Migrationshintergrund in NRW 
 
Migrantinnen und Migranten machen in Deutschland einen hohen steigenden Bevölke-
rungsanteil aus. Die Polizei ist ein Spiegel der Gesellschaft und möchte das Potenzial die-
ser Bürgerinnen und Bürger im Interesse der öffentlichen Sicherheit nutzen.  
Sprachkenntnisse und insbesondere das interkulturelle Wissen der hier lebenden Men-
schen mit Migrationshintergrund sind für die Polizei von hohem Stellenwert. Um den Be-
dürfnissen unserer vielfältigen Gesellschaft besser gerecht werden zu können, ist es von 
großem Interesse Migrantinnen und Migranten für den Polizeiberuf zu interessieren und zu 
gewinnen. 
 
Zahlen und Fakten  
 
In 2012 wurde ein Höchststand an Bewerbungszahlen mit Migrationshintergrund von 
1.757 Bewerberinnen und Bewerbern bei der Polizei NRW erreicht, der Anteil betrug so 
21,3%. Allerdings haben nur 11,5% der schließlich eingestellten Personen einen Migrati-
onshintergrund. 
Zu erwähnen ist, dass der Anteil der Frauen an den Bewerbungen von Menschen mit Mig-
rationshintergrund (22,8%) geringer ist, als Bewerbungen von Frauen ohne Migrationshin-
tergrund (33,3%). 
Aus den bereits genannten 1.757 Bewerbungen resultieren 161 Einstellungen (9,2%), der 
Anteil an 1.400 Einstellungen liegt bei 11,5%. 
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Im Vergleich dazu resultieren aus den 6.495 Bewerbungen ohne Migrationshintergrund 
1.239 Einstellungen (19,1%), der Anteil an 1.400 Einstellungen liegt bei  88,5%. 
 
Bei den Zahlen ist allerdings zu bedenken, dass deutsche Bewerberinnen und Bewerber 
mit ausländischen Eltern erst seit 2010 in die Definition mit Migrationshintergrund aufge-
nommen wurden. Sie machen in 2012 einen Anteil der Personen mit Migrationshinter-
grund von 13,2% aus und stellen so den größten Teil der Bewerber und Bewerberinnen. 
  
In 2012 haben sich mit Migrationshintergrund demnach 401 Frauen bei der Polizei NRW 
beworben, eingestellt wurden 43. Im Vergleich dazu haben sich 1.356 Männer beworben, 
eingestellt wurden 118.  
 
Auffällig im Bewerbungsverfahren ist, dass Menschen mit Migrationshintergrund in Berei-
chen des Intelligenz-/ Gedächtnistests und Rechtschreibung weniger den vorgeschriebe-
nen Rangordnungswert von 85 Punkten erreichten als Menschen ohne Migrationshinter-
grund, mit der Konsequenz der Beendigung des Auswahlverfahrens. Von den bereits ge-
nannten Einstellungszahlen der beiden Personengruppen schieden somit in Phase 4 
27,9% der Menschen mit und 11,1% der Menschen ohne Migrationshintergrund aus. 
 
Eventuell vorhandene Defizite einzelner Bewerber, die bei einer möglichen Einstellungs-
zusage festgestellt und dennoch als erkennbar lehrbar und vermittelbar bewertet wurden, 
könnten in einem Studiengang Polizei und öffentliche Verwaltung, zur Vorbereitung auf 
das Bachelor Studium, entsprechend nachbereitet und gezielt gefördert werden. 
 
Schülerzahlen allgemein bis 2030  
 
In der Anlage befinden sich weitere Tabellen (Quelle Ministerium für Schule und Weiterbil-
dung NRW) mit Prognosen über Vorausberechnung der Schulabgängerzahlen der allge-
meinbildenden Schulen mit Fachoberschulreife, Fachhochschulreife und Hochschulreife 
langfristig bis zum Jahr 2030 und 2 Tabellen Schülerprognose in NRW (Quelle IT NRW) 
bzgl. voraussichtliche Schülerentwicklung 2009 – 2019 nach Schulformen und voraus-
sichtliche Schulabgänge 2009 – 2019 nach dem Schulabschluss.  
Auch wenn der Bewerberkreis mit derzeitiger Berechtigung für die Zulassung zum Ba-
chelor Studium bei der Polizei NRW langfristig relativ konstant bleibt, bedeutet das nicht, 
dass wir zwangsläufig mehr qualifizierte und geeignete Bewerber bekommen und ist kein 
Grund potenzielle Bewerber wie die Fachoberschüler dauerhaft auszuschließen. Wir kon-
kurrieren mit der freien Wirtschaft, die sich auch die besten Bewerberinnen und Bewerber 
sichern möchte und dazu auch viel Geld investieren wird. Immerhin umfasst diese Perso-
nengruppe mit Fachoberschulreife konstant knapp bis zu 75.000 Personen pro Jahrgang. 
Zwar mag der Trend zum Abschluss höherer Bildungsabschlüsse feststellbar sein, aber 
gerade der einzuführende Studiengang Polizei und öffentliche Verwaltung, würde sich die-
sem Trend anschließen und einen weiteren Weg zu einem höheren Bildungsabschluss mit 
Zielrichtung Polizeiberuf darstellen.  
 
 
Eine Quotierung möglicher Bewerber mit den verschiedenen Berechtigungen zum Ba-
chelor Studium, insbesondere bei einer möglichen Einführung eines Studiengangs Polizei-
dienst und öffentliche Verwaltung für Bewerber mit mittlerem Bildungsabschluss ist mög-
lich und individuell ständig anzupassen. Womit eine gewisse Flexibilität und Reaktion auf 
aktuelle Entwicklungen gewährleistet werden kann.  
 



                                    DPolG – Landesverband Nordrhein-Westfalen  

 

 7 

 
Wir setzen uns als DPolG NRW für ein entsprechendes auf NRW angepasstes Pilotprojekt 
bzgl. der Einführung eines neuen Studiengangs Polizei und öffentliche Verwaltung ein.  
Man bindet so frühzeitig junge Menschen an die Polizei und während der Praktika kann 
bereits eine entsprechende Sozialisierung erfolgen. Wie in Rheinland-Pfalz würden wir in 
NRW auch größtenteils Bewerberinnen und Bewerber aus der Region ansprechen, die 
dann heimatnah an den berufsbildenden Schulen den Studiengang absolvieren. 
 
Der in Rheinland Pfalz bereits etablierte Studiengang ist vergleichbar mit dem Berufskolleg 
in NRW. Diese Personengruppe (Berufskolleg) wird von der GdP NRW als sehr interes-
sant und so als potenzieller Bewerberkreis gelobt, kann er sich doch direkt bei der Polizei 
mit den vermittelten (dennoch zunächst polizeifachfremden) Fachkompetenzen und der 
erworbenen Fachhochschulreife bewerben. Genau das ist der Ansatz des Studiengangs in 
Rheinland Pfalz, nur mit dem Unterschied, dass für Polizei und Verwaltung ein eigener 
fachbezogener Bildungsgang angeboten wird. Durch diesen gezielten und fachspezifi-
schen Studiengang können die Absolventen gut vorbereitet und dem Vorteil aus den Prak-
tika mit dem Bachelor Studium bei der Polizei beginnen. Derjenige der sich zwei Jahre 
gezielt auf das Bachelor Studium vorbereitet, wird den Beruf der Polizeibeamtin/ -beamten 
hochmotiviert beginnen.  
 
Verbesserte Werbekonzepte, die auch junge Menschen tatsächlich ansprechen sind bei 
allen anderen Anstrengungen parallel unerlässlich, um die Bewerber mit den ver-
schiedensten Qualifizierungen für den Polizeiberuf zu interessieren.   
 
Momentan kommt es in Teilbereichen des Bachelor Studiums zu relativ hohen Durchfall-
quoten bei den jeweiligen Klausuren.  
 
Allerdings gab es mit dem reformierten Bachelorstudiengang (ab Einstellungsjahrgang 
2012) von Beginn an mehr Leistungsprobleme, als diese von den Verantwortlichen erwar-
tet worden sind. Im Grundstudium dieses Studienganges waren rund 700 Leistungsnach-
weise in Form von Klausuren und Hausarbeiten als nicht bestanden bewertet worden, die-
se Anzahl könnte man sicherlich unter dem Aspekt der insgesamt rund 8.800 zu erbrin-
genden Leistungsnachweise als nicht besorgniserregend, aber dennoch bemerkenswert, 
betrachten. 
  
Die Quote wurde zuletzt landesweit mit 7,4 % bei der 1. Klausurserie angegeben. Es wa-
ren aber zum Teil erhebliche regionale Unterschiede zwischen den Fachhochschulstand-
orten festzustellen. Hier schwankten die Zahlen nämlich zwischen ca. 4% und 12% beim 
Vergleich aller Ergebnisse.  
 
Betrachtet man dazu einzelne Klausurergebnisse, so waren die Unterschiede eklatanter.  
Hier lag die höchste Durchfallquote bei einer Klausur mit rund 25 % in Dortmund, wogegen 
dieselbe Klausur in Köln mit nur rund 4 % als „nicht bestanden“ bewertet wurde. Auch 
wenn die Zahlen seitens der Fachhochschule insgesamt als unauffällig eingeschätzt wer-
den, hat die FHöV als bisher einmaliges Vorhaben in den letzten Jahren eine zentrale 
Vorbereitung für die Wiederholungsklausuren angesetzt, an der aber nur gut 50 % der be-
troffenen Studierenden teilgenommen haben.  
In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass die aktuelle Klausurrunde im Hauptstudi-
um 1 seitens der Studierenden mit massiver Kritik überzogen worden ist.  
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Hier hat sich bei mindestens einer Klausur eine Vielzahl von Prüflingen mittels einer so 
genannten Klausurrüge über das Volumen der abgefragten Leistungen beschwert, dass in 
dem vorgegebenen Zeitrahmen von 240 Minuten laut Rüge nicht zu schaffen gewesen sei. 
Auch nach Bekanntgabe der Noten wurde eine Vielzahl von Rügen; hier auch von Studie-
renden, die bestanden haben, aufrecht erhalten, so dass das Prüfungsamt aktuell darüber 
entscheiden muss, ob diesen Rügen stattgegeben wird. Die Durchfallquoten dazu sind 
bisher nicht bekannt geworden. 
 
Auf keinen Fall dürfen die Standards und Anforderungen an die Bewerberinnen und Be-
werber herabgesetzt werden.      
 
Uns ist insgesamt kein Grund ersichtlich, warum man sich einem Pilotprojekt zur Einfüh-
rung eines neuen Studienganges Polizei und Verwaltung verschließen sollte. Wenn es 
verschiedene und zahlreiche Möglichkeiten zur Qualifizierung für das Bachelor Studium an 
der FHöV gibt, ist das gut, nötig und erforderlich um die besten Bewerber für einen 
schwierigen und anspruchsvollen Beruf zu gewinnen.  
 
 
 
 

 
Erich Rettinghaus 

Landesvorsitzender 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlagen 

1.Übersicht Praktika Rheinland-Pfalz 

2.Tabellen von IT NRW 

3-5.Tabellen vom Ministerium für Schule und Weiterbildung 
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Anlage 1 

Übersicht der Praktika in Rheinland-Pfalz 
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Anlage 2: 
Schülerprognose in NRW (Quelle IT NRW) 
 
 
 
 
Voraussichtliche Schülerentwicklung 2009 – 2019 nach Schulformen 

Schulform 

Schüler/-innen zu Beginn des Schuljahres 
Veränderung 

in Prozent 2009/2010 
(Ist) 

2019/2020 
(Prognose) 

1) einschl. noch nicht umorganisierter Volksschule 
2) ohne Freie Waldorfschule, Förderschule, Schulen der allgemeinen Fortbildung 

Grundschule1) 680 892 593 369 −12,9 

Hauptschule1) 201 853 150 412 −25,5 

Realschule 316 411 272 754 −13,8 

Gesamtschule 234 958 220 590 −6,1 

Gymnasium 596 672 472 478 −20,8 

Insgesamt2) 2 030 786 1 709 603 −15,8 

1) einschl. noch nicht umorganisierter Volksschule 

2) ohne Freie Waldorfschule, Förderschule, Schulen der allgemeinen Fortbildung 
 
 
 
 
 
 
Voraussichtliche Schulabgänge 2009 – 2019 nach dem Schulabschluss 

Abschlussart 
Abgänge am Ende des Schuljahres Veränderung 

in Prozent 2009/2010 2019/2020 

Ohne 
 Hauptschulabschluss 5 618 4 417 −21,4 

Mit 
  Hauptschulabschluss 34 395 24 693 −28,2 

Fachoberschulreife 83 745 68 651 −18,0 

Fachhochschulreife 6 438 6 203 −3,7 

Hochschulreife 67 161 64 523 −3,9 

Insgesamt 197 357 168 487 −14,6 
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Anlage 3: 

Prognosen über Vorausberechnung der Schulabgängerzahlen der allgemeinbildenden 

Schulen mit Fachoberschulreife, Fachhochschulreife und Hochschulreife langfristig bis 

zum Jahr 2030 (Quelle Ministerium für Schule und Weiterbildung NRW) 
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Anlage 4 

  



                                    DPolG – Landesverband Nordrhein-Westfalen  

 

 13 

Anlage 5 

 


